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Bekanntmachung 
über die Internet-Veröffentlichung der Antragsunterlagen zur Ergänzung und Ände-
rung der Verlängerung des fakultativen Rahmenbetriebsplanes im bergrechtlichen 

Zulassungsverfahren zum Vorhaben 
„Weiterführung des Tagebaues Nochten 1994 bis Auslauf“ 

auf den Gemarkungen der Gemeinde Spreetal des Landkreises Bautzen, 
auf den Gemarkungen der Gemeinden Boxberg/O.L., Schleife, Trebendorf, Weißkeißel 

und der Großen Kreisstadt Weißwasser/O.L. des Landkreises Görlitz 
I. 

Das Sächsische Oberbergamt führt als für das Verfahren und für die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des oben genannten Vorhabens zuständige Behörde auf Antrag der Lausitz 
Energie Bergbau AG mit Sitz am Leagplatz 1 in 03050 Cottbus vom 27. Februar 2020 und 
Ergänzung und Änderung des Antrages vom 27. September 2022 unter dem Aktenzeichen 
PGBK-0522/546 ein bergrechtliches Zulassungsverfahren gemäß § 52 Absatz 2 Nr. 1 Bun-
desberggesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1760) geändert, in Verbindung mit § 1 des Gesetzes 
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden ist, durch. 

II. 
Gegenstand des Zulassungsverfahrens ist die Verlängerung des 1994 zugelassenen und 
gegenwärtig bis 2026 befristeten fakultativen Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben „Weiter-
führung des Tagebaues Nochten 1994 bis Auslauf“, in welchem die Inanspruchnahme des 
Abbaugebietes 1 (AG 1) zugelassen wurde. Bei den zum damaligen Zeitpunkt zugrunde ge-
legten voraussichtlichen Jahresfördermengen sollte die Auskohlung des Abbaugebietes 1 bis 
2026 erfolgt sein. Nach dem gegenwärtigen Abbaustand und unter Berücksichtigung aktuel-
ler Förderzahlen wird für die vollständige Gewinnung der Vorräte in AG 1 jedoch ein längerer 
Zeitraum benötigt. Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich damit um eine rein zeitli-
che Verlängerung der Gewinnung und der Wiedernutzbarmachung ohne wesentliche Ände-
rungen des Vorhabens oder dessen Abbaugrenzen. 
Das Vorhaben befindet sich in den Landkreisen Bautzen und Görlitz und betrifft die Große 
Kreisstadt Weißwasser/O.L. und die Gemeinden Boxberg/O.L., Schleife, Spreetal, Treben-
dorf und Weißkeißel. 
Der Vorhabenträger reichte am 27. Februar 2020 die entsprechenden Antragsunterlagen 
beim Sächsischen Oberbergamt ein, woraufhin die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte. 
Aufgrund neuer Erkenntnisse zu den Auswirkungen des Vorhabens reichte der Vorhabenträ-
ger am 27. September 2022 die Ergänzung und Änderung zum Antrag von 2020 ein, wo-
raufhin das Sächsische Oberbergamt eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung durchführt. 

III. 
Das Sächsische Oberbergamt hat gemäß § 48 Abs. 2 S. 3 BBergG entschieden, den Plan 
auszulegen. Gemäß § 48 Abs. 2 S. 4 BBergG tritt in diesem Falle das Sächsische Ober-
bergamt an die Stelle der Gemeinden. Die Antragsunterlagen können vom 
 

Montag, 20. März 2023 bis einschließlich 
Mittwoch, 19. April 2023 

 
im Internet unter https://mitdenken.sachsen.de/1033663 abgerufen werden (Auslegungsfrist). 

https://mitdenken.sachsen.de/1033663
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IV. 
Die Genehmigungsbehörde hat sich gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 353) geändert worden ist, nach pflichtgemäßem Ermessen dazu 
entschieden, auf die physische Auslegung der Antragsunterlagen zu verzichten und diese 
durch Veröffentlichung im Internet zu ersetzen (siehe soeben III.), um eine leichte Zugäng-
lichkeit der Unterlagen zu ermöglichen. Da möglicherweise nicht alle Personen über einen 
Zugang zum Internet verfügen, stellt das Sächsische Oberbergamt während der Auslegungs-
frist gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG folgende andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 
zur Verfügung:  
In den Räumen des Sächsischen Oberbergamtes, Kirchgasse 11 in 09599 Freiberg kön-
nen innerhalb der Dienstzeiten die Antragsunterlagen an einem hierfür separat eingerichte-
ten PC eingesehen werden. Wir bitten mindestens einen Tag vor der gewünschten Einsicht-
nahme um telefonische Ankündigung (03731 – 372 0). 

In begründeten Einzelfällen, etwa, wenn Personen eine Einsichtnahme in den Räumlichkei-
ten des Sächsischen Oberbergamtes und im Internet unzumutbar ist, kann auf Antrag aus-
nahmsweise auch eine postalische Versendung der Antragsunterlagen erfolgen. In diesem 
Fall bitten wir um telefonische Meldung unter der oben angegebenen Telefonnummer bis 
spätestens 14. März 2023.  

V. 

1. Die betroffene Öffentlichkeit kann gemäß § 48 Abs. 2 S. 3 BBergG i.V.m. § 73 Abs. 4 
VwVfG bis 2 Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt 

bis einschließlich 4. Mai 2023 
bei dem Sächsischen Oberbergamt, Kirchgasse 11, 09599 Freiberg 
Einwendungen und Äußerungen gegen das Vorhaben erheben. 
Die Einwendungen und Äußerungen können schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
werden. Für elektronisch signierte sowie verschlüsselte elektronische Dokumente be-
steht kein Zugang. 
Die Einwendungen und Äußerungen müssen zumindest den Namen sowie die volle 
Anschrift der jeweiligen Person enthalten. Sie sollten den geltend gemachten Belang 
und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Es wäre wünschenswert, wenn 
bei Eigentumsbeeinträchtigungen in den Einwendungen und Äußerungen möglichst 
die Flurstücksnummern und Gemarkungen der betroffenen Grundstücke angegeben 
werden. 
Unberücksichtigt bleiben vor Beginn der Auslegung erhobene Einwendungen. 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen aus Unterschriftslisten unterzeich-
net oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichför-
mige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeich-
ner mit Name, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu be-
zeichnen, soweit nicht ein Bevollmächtigter bestellt ist. Andernfalls können diese 
Einwendungen oder Äußerungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 VwVfG). Es können 
ferner gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt bleiben, als Unterzeichner ih-
ren Namen oder ihre Anschrift nicht, unvollständig oder unleserlich angegeben ha-
ben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt. 

2. Mit Ablauf der oben genannten Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
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privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 57a Abs. 1 S. 4 BBergG i.V.m. § 21 Abs. 4 S. 1 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist). 

3. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Antragsunterlagen, für die Erhebung von 
Einwendungen oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet. 

4. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch das 
Sächsische Oberbergamt als Genehmigungsbehörde entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn außer an den Träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen 
vorzunehmen sind. 

5. Gemäß der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) weisen wir darauf hin, dass 
die gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen und die darin mitgeteilten perso-
nenbezogenen Daten ausschließlich für dieses Verfahren durch das Oberbergamt 
Freiberg als Anhörungsbehörde erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Die 
persönlichen Daten werden benötigt, um den Umfang der jeweiligen Betroffenheit 
beurteilen zu können und werden an den Vorhabenträger und ihre Beauftragten so-
wie die fachlich mit dem Verfahren befassten Behörden sowie an übergeordnete Be-
hörden in regelmäßig nicht anonymisierter Form zur Auswertung weitergegeben. 
Die Verarbeitung der Daten ist zur sachgerechten Erfüllung unserer Aufgabe als für 
das Genehmigungsverfahren zuständige Behörde erforderlich und erfolgt auf Grund-
lage von § 4 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe e DSGVO. Sowohl der Vorhabensträger als auch deren Beauftragte sind 
zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet.  
 

 

Freiberg, den 22.02.2023 

 

 

Sächsisches Oberbergamt 
Dr. Falk Ebersbach 

Referatsleiter 

 


